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Tübingen, den 28. Januar 2021 
 
Die SPD-Fraktion stellt folgenden Antrag: 
 
1 Die Stadt entwickelt unter Einbeziehung der freien Träger ein aktualisiertes, 

umfassendes Hygienekonzept, das in allen Einrichtungen gilt.  
Bestandteile sind: 
a) Arbeitgebernachweis zur Inanspruchnahme der Notbetreuung (Ausnahme: 

Kindeswohlgefährdung) 
b) CO2-Ampeln in allen Gruppenräumen 
c) Regelmäßige Tests des pädagogischen Personals 

Darüber hinaus prüft die Stadt Selbsttests für Eltern und Kinder, wie es in einzelnen 
Schulen in Tübingen versuchsweise praktiziert wird. 

2 So rasch wie möglich wird eine Kita-Info-App eingeführt, um eine direkte 
Kommunikation mit den Eltern zu gewährleisten. 

3 Die Verwaltung geht auf verschiedene Einrichtungen zu, die derzeit leerstehende 
Räumlichkeiten haben und prüft Möglichkeiten für Familien, Räume unkompliziert zu 
buchen (vgl. Bewegungsangebot der FBS). 

 
Begründung 
 
 Das Konzept einer Notbetreuung in Pandemiezeiten ist sehr wichtig. Derzeit kann in 

Tübingen aber kaum mehr von „Notbetreuung“ gesprochen werden. Viele Eltern und 
pädagogisches Personal fühlen sich sehr unwohl mit dieser Situation. Deshalb muss 
mehr für die Sicherheit der Kinder in Betreuung und das pädagogische Personal in 
den Einrichtungen getan werden. Da die Erwerbsquote in Tübingen sehr hoch ist, 
versteht sich von selbst, dass mehr Familien die Notbetreuung in Anspruch nehmen 
als in vielen anderen Kommunen. Umso mehr muss geprüft werden, dass die 
Voraussetzung vorliegen, die Notbetreuung in Anspruch zu nehmen.  

 
 Überlegungen zur Einführung einer Kita-App gibt es bereits in der Stadtverwaltung. 

Die gegenwärtige Situation erhöht den Handlungsdruck und macht eine schnelle 
Kommunikation erforderlich. 

 
 Wir wissen, dass alternative Angebote keinen Ersatz für den Besuch einer 

Kinderbetreuungseinrichtung bieten können. Aber alle Möglichkeiten, Angebote in 
anderen Räumen zu schaffen, müssen ausgeschöpft werden. 

 
Für die SPD-Fraktion, 
Dr. Dorothea Kliche-Behnke 


